
Aktenzeichen: 5 AZR 233/92 
Bundesarbeitsgericht 5. Senat

I. Arbeitsgericht 
Dortmund

II. Landesarbeitsgericht Hamm

Urteil vom 26. Mai 1993
- 5 AZR 233/92 -
Urteil vom 08. Mai 1991
- 6 Ca 170/91 -
Urteil vom 19. November 1991
- 11 Sa 1023/91 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : NeinFür das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall

Gesetz:
LFZG § 1 Abs. 1, §§ 9, 2 Abs. 3; TVG § 1 Auslegung, § 1 Ta­
rifverträge: MTV für die Arbeiter, Angestellten und Auszubil­
denden in der Eisen-, Metall-, Elektro- und Zentralheizungs­
industrie Nordrhein-Westfalen vom 29. Februar 1988 i. d. F. 
des AuslegungsTV vom 6. Mai 1990 § 9 Nr. 2, § 16 Nr. 1 
Buchst, a), § 4 Nr. 2

Leitsätze:
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5 AZR 233/92
11 Sa 1023/91 Hamm Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
26. Mai 1993 Urteil
Clobes,Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 Abs. 2 
ZPO in der Sitzung vom 26. Mai 1993 durch den Vorsitzenden Rich­
ter Prof. Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring und Dr. Reinecke 
sowie die ehrenamtlichen Richter Kähler und Bengs für Recht er-
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kannt:
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1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 19. Novem­
ber 1991 - 11 Sa 1023/91 - aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Dortmund vom 8. Mai 1991
- 6 Ca 170/91 - abgeändert:
Die Klage wird abgewiesen.

3. Der Kläger hat die Kosten des Rechtsstreits zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob die Beklagte dem Kläger 
Lohnfortzahlung schuldet für Sonntag, den 12. August 1990, an dem 
im Betrieb zwar arbeitsfrei war, jedoch für Kesselwärter eine 
Sonderschicht gefahren wurde, an der der Kläger nur wegen seiner 
Krankheit nicht teilgenommen hat.

N

Der am 5. Dezember 1951 geborene Kläger ist seit dem 3. März 
1975 bei der Beklagten als Kesselwärter gegen einen Bruttostun­
denlohn von zuletzt 22,84 DM beschäftigt. Auf das Arbeitsverhält­
nis sind kraft beiderseitiger Verbandszugehörigkeit der Mantelta­
rifvertrag für die Arbeiter, Angestellten und Auszubildenden in 
der Eisen-, Metall-, Elektro- und Zentralheizungsindustrie Nord­
rhein-Westfalen vom 29. Februar 1988 (kurz: MTV) und der Ände­
rungstarifvertrag vom 6. Mai 1990 anzuwenden. Danach beträgt die 
individuelle regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit des Klägers 
seit dem 1. April 1989 37 Stunden.
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Im Betrieb der Beklagten wird Altmetall in Kupferbarren ver­
arbeitet. Der Betrieb wird durchgehend geführt, nur zur Erledi­
gung notwendiger Reinigungs- und Reparaturarbeiten ruht die Ar­
beit an einem Sonntag im Monat. Hiervon ausgenommen ist lediglich 
die Elektrolyse, die anlagenbezogen weitergefahren werden muß.
Für diese Sonntagsarbeit werden neun Kesselwärter in drei Schich­
ten eingeteilt.

Der Kläger hatte bis zum 9. August 1990 Frühschicht und war 
dann planmäßig für drei Tage von der Arbeit freigestellt. Zur Si­
cherstellung der Arbeit in der Kesselanlage war er jedoch mit 
seinem Einverständnis für Sonntag, den 12. August 1990, zu der 
für diesen Tag festgesetzten Sonderschicht eingeteilt. Am Sams­
tag, dem 11. August 1990, mußte der Kläger wegen einer akuten 
Erkrankung zur ambulanten Behandlung das Krankenhaus aufsuchen.
Er meldete sich bei der Beklagten für die Sonderschicht ab. Die 
Arbeitsunfähigkeit des Klägers däuerte bis zum 18. August 1990.

Die Beklagte gewährte dem Kläger Lohnfortzahlung im Krank­
heitsfälle erst ab dem 13. August 1990. Für die ausgefallene Son­
derschicht am Sonntag, dem 12. August 1990, lehnte sie die Lohn­
fortzahlung ab.

In § 9 Nr. 2 Abs. 1 Satz 1 MTV heißt es auszugsweise wie 
folgt:

"In Fällen unverschuldeter mit Arbeitsunfähigkeit 
verbundener Krankheit... ist das regelmäßige Ar­
beitsentgelt... für die Dauer der Arbeitsunfähig-
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keit...bis zur Dauer von sechs Wochen ... weiter­
zuzahlen. "

§ 9 Nr. 2 Abs. 2 MTV bestimmt:

"Die Berechnung des regelmäßigen Arbeitsentgelts 
erfolgt für Arbeitnehmer gemäß § 16."

§ 16 Nr. 1 Buchst, a) MTV lautet:

"1. In allen Fällen, in denen dieser Tarifver­
trag Anspruch auf Zahlung des "regelmäßigen 
Arbeitsentgelts" regelt, wird für dessen 
Berechnung zugrunde gelegt:

a) für gewerbliche Arbeitnehmer (Stundenent­
gelt)
hinsichtlich der Lohnhöhe das durchschnitt­
liche Stundenentgelt in den letzten drei 
abgerechneten Monaten oder in den diesem 
Zeitraum annähernd entsprechenden Abrech­
nungszeiträumen vor Beginn des Weiterzah­
lungszeitraums (Gesamtverdienst des Arbeit­
nehmers in dem betreffenden Zeitraum ein­
schließlich aller Zuschläge, jedoch ohne 
einmalige Zuwendungen sowie Leistungen, die 
Aufwendungsersatz dar^tellen, z. B. Auslö­
sungen, soweit sie nicht Arbeitsentgelt 
sind, geteilt durch die Zahl der bezahlten 
Arbeitsstunden);
hinsichtlich der Anzahl der Arbeitsstunden 
je Tag, der zu vergüten ist, der Bruchteil, 
der sich aus der Verteilung der individuel­
len regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
auf die einzelnen Wochentage nach dem 
Durchschnitt der letzten drei abgerechneten 
Monate ergibt, bei Urlaub 1/5 der individu­
ellen regelmäßigen wöchentlichen Arbeits­
zeit des Arbeitnehmers nach dem Durch­
schnitt der letzten drei abgerechneten Mo­
nate (Gesamtzahl der in dem betreffenden 
Zeitraum geleisteten Stunden geteilt durch 
die Zahl der Arbeitstage, die sich aus der 
Verteilung der individuellen regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit ergeben).
Wenn in den Bezugszeiträumen oder während 
des Zeitraums der Weiterzahlung des regel­
mäßigen Arbeitsentgelts eine Änderung des 
Lohnabkommens erfolgt ist, so ist für den 
WeiterzahlungsZeitraum vom Zeitpunkt des
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Inkrafttretens des Lohnabkommens ab das re­gelmäßige Arbeitsentgelt auf der veränder­
ten Grundlage zu ermitteln,"

§ 4 Nr. 2 Abs. 1 und Abs. 2 MTV bestimmt:

"Die individuelle regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit sowie die regelmäßige wöchent­
liche Ausbildungszeit können gleichmäßig 
oder ungleichmäßig grundsätzlich auf fünf 
Werktage von Montag bis Freitag verteilt werden.
Eine davon abweichende Regelung kann nach 
Maßgabe der betrieblichen Erfordernisse 
unter angemessener Berücksichtigung der 
Belange der betroffenen Arbeitnehmer mit 
dem Betriebsrat vereinbart werden. Dabei 
soll der einzelne Arbeitnehmer in der 
Regel an nicht mehr als fünf Werktagen in 
der Woche beschäftigt werden."

Mit seiner Klage macht der Kläger Lohnfortzahlung für die am 
Sonntag, dem 12. August 1990, ausgefallene Arbeit geltend. Er hat

N

die Ansicht vertreten, zwar weiche der Manteltarifvertrag von dem 
im Lohnfortzahlungsgesetz verankerten Lohnausfallprinzip ab und 
lege das Referenzprinzip zugrunde, dies stehe aber einem Anspruch 
auf Bezahlung der ausgefallenen Sonderschicht nicht entgegen. 
Entscheidend sei vielmehr, daß die Parteien eine Vereinbarung 
über einen zusätzlichen Arbeitstag geschlossen hätten. Deswegen 
ergebe sich aus § 16 Nr. 1 a) MTV nur, wie Höhe und Umfang der 
Lohnfortzahlung zu berechnen seien.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 182,72 DM
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brutto nebst 4 % Zinsen auf den sich daraus erge­
benden Nettobetrag seit Rechtshängigkeit zu zah­len.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
vorgetragen, bei den am 12. August 1990 zu verrichtenden Arbeits­
stunden handele es sich um Mehrarbeit im Sinne des § 16 Nr. 1 
MTV. Aufgrund des Referenzprinzips sei diese Mehrarbeit beim Aus­
fall der Arbeitszeit aber nicht zu vergüten, sondern werde bei 
der Berechnung des durchschnittlichen Stundenentgelts für den Be­
zugszeitraum berücksichtigt. Daher wäre die angefallene Mehrar­
beit für die Sonderschicht auch dann nicht vergütungspflichtig 
gewesen, wenn diese auf einzelne Arbeitstage verteilt worden 
wäre. Nichts anderes könne aber gelten, wenn die Mehrarbeit kumu­
lativ geleistet würde.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Dage­
gen richtet sich die Revision der Beklagten, mit der sie ihr Ziel 
der Klageabweisung weiterverfolgt.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision hat Erfolg. Dem Kläger steht der erhobene Lohn­
fortzahlungsanspruch nicht zu.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen: Gemäß § 9 Nr. 2 MTV 
sei in Fällen unverschuldeter mit Arbeitsunfähigkeit verbundener 
Krankheit das regelmäßige Arbeitsentgelt für die Dauer der Ar­
beitsunfähigkeit bis zur Dauer von sechs Wochen weiterzuzahlen,
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wobei die Berechnung des regelmäßigen Arbeitsentgelts für den Ar­
beitnehmer nach § 16 MTV erfolge. Danach habe der Arbeitnehmer in 
gleicher Weise wie nach § 1 Abs. 1 Satz 1 LFZG dem Grunde nach 
Anspruch auf Lohnfortzahlung. Da der Kläger am 12. August 1990 
ohne sein Verschulden an der Arbeitsleistung gehindert gewesen 
sei, stehe ihm grundsätzlich auch für diesen Tag ein Anspruch auf 
Lohnfortzahlung zu. Hieran ändere sich auch nichts dadurch, daß 
der Tarifvertrag von der Möglichkeit des § 2 Abs. 3 LFZG Gebrauch 
gemacht und das Lohnausfallprinzip des Gesetzes durch die Refe­
renzmethode ersetzt habe. § 16 MTV regele für gewerbliche Arbeit­
nehmer im Stundenverdienst nur das an einem Krankheitstag zu zah­
lende Arbeitsentgelt aus dem Gesamtverdienst der im Referenzzeit­
raum bezahlten Arbeitsstunden und der dort angefallenen Zahl der 
Arbeitstage, nicht dagegen die Anzahl der Arbeitstage, für die 
dieses Entgelt zu gewähren sei. Die genannte Tarifvorschrift be- 
faße sich ausschließlich nur mit der Ermittlung der Höhe des dem 
Grunde nach für jeden krankheitsbedingt ausgefallenen Arbeitstag 
zu zahlenden Entgelts. Welche Tage zu vergüten seien, ergebe sich 
ausschließlich aus § 9 Nr. 2 MTV, der in seinem Kerngehalt dem 
§ 1 Abs. 1 Satz 1 LZFG entspreche.

Dieser Begründung kann nicht gefolgt werden.

II. Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 LFZG behält ein Arbeiter, der nach 
Beginn der Beschäftigung durch Arbeitsunfähigkeit infolge unver­
schuldeter Krankheit an seiner Arbeitsleistung verhindert wird, 
seinen Anspruch auf Arbeitsentgelt für die Zeit der Arbeitsunfä­
higkeit bis zur Dauer von sechs Wochen. Damit inhaltlich überein-
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stimmend regelt § 9 Nr. 2 Abs. 1 MTV, daß in Fällen unverschulde­
ter, mit Arbeitsunfähigkeit verbundener Krankheit das regelmäßige 
Arbeitsentgelt bis zur Dauer von sechs Wochen weiterzuzahlen ist. 
Gemäß Abs. 2 dieser tariflichen Bestimmung erfolgt die Berechnung 
des regelmäßigen Arbeitsverdienstes nach § 16 MTV. Von dieser Ta­
rifregelung ist auszugehen. Sie stellt die tarifvertragliche Ab­
lösung des gesetzlichen Lohnausfallprinzips des § 2 Abs. 1 LFZG 
dar. Wie aus § 2 Abs. 3 in Verbindung mit § 9 LFZG hervorgeht, 
kann durch Tarifvertrag von dem Lohnausfallprinzip abgewichen 
werden. So können die Tarifvertragsparteien eine andere Berech­
nungsmethode (z. B. das Referenzprinzip) als maßgeblich vereinba­
ren, und sie können weiter auch Vereinbarungen über die Höhe des 
fortzuzahlenden Entgelts (unter Berücksichtigung der Grundregel 
des § 1 Abs. 1 LFZG) treffen (vgl. BAG Urteil vom 2. Oktober 1974 
- 5 AZR 555/73 -AP Nr. 5 zu § 2  LohnFG, zu II 1 der Gründe; BAGE 
43, 95, 98 = AP Nr. 13 zu § 2 LohnFG, zu 1 der Gründe; schließ­
lich noch Senatsurteil vom 8. März 19&9 - 5 AZR 116/88 - AP 
Nr. 17 zu § 2 LohnFG, zu III 1 der Gründe).

Das ist hier geschehen. Die Tarifvertragsparteien haben das 
Lohnausfallprinzip durch das Referenzprinzip ersetzt.

1. Nach § 16 Nr. 1 Buchst, a) Abs. 1 MTV ist der regelmäßige 
Arbeitsverdienst für gewerbliche Arbeitnehmer, die wie der Kläger 
im Stundenentgelt beschäftigt werden, aus der Lohnhöhe und der 
Zahl der Arbeitsstunden je Tag zu ermitteln. Hinsichtlich der 
Lohnhöhe besteht zwischen den Parteien kein Streit.
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Die Anzahl der Arbeitsstunden je Tag, der zu vergüten ist, 
ist der Bruchteil, der sich aus der Verteilung der individuellen 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit auf die einzelnen Wochen­
tage nach dem Durchschnitt der letzten drei abgerechneten Monate 
ergibt (§ 16 Nr. 1 Buchst, a) Abs. 2 MTV). Diese Berechnungsweise 
wird in einem Klammerzusatz erläutert. Es handelt sich um die Ge­
samtzahl der in dem betreffenden Zeitraum geleisteten Stunden, 
geteilt durch die Zahl der Arbeitstage, die sich aus der Vertei­
lung der individuellen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit er­
geben.

Die an den jeweiligen Sonntagen in Sonderschicht zu leisten­
de Arbeit gehörte nicht zu der individuellen regelmäßigen wö­
chentlichen Arbeitszeit des Klägers. Das folgt aus § 4 Nr. 2 
Abs. 1 und Abs. 2 MTV. Danach ist die individuelle regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit - gleichmäßig oder ungleichmäßig - 
grundsätzlich auf fünf WerktageNvon Montag bis Freitag zu vertei­
len. Bei einer hiervon abweichenden Regelung soll der einzelne 
Arbeitnehmer in der Regel an nicht mehr als fünf Werktagen in der 
Woche beschäftigt werden. Diese tarifliche Regelung beantwortet 
die Frage, für welche Tage bei krankheitsbedingter Arbeitsunfä­
higkeit der Lohn fortzuzahlen ist. Außerhalb der regelmäßigen wö­
chentlichen Arbeitszeit liegende Arbeitszeit führt daher nicht zu 
zusätzlich zu bezahlenden Arbeitstagen. Allerdings wirkt sich 
über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus geleistete Mehrarbeit, 
die in den letzten drei abgerechneten Monaten erbracht wurde, in­
sofern auf die Höhe der Krankenbezüge aus, als sich dadurch die 
Zahl der je Krankheitstag zu bezahlenden Stunden erhöht. Beträgt
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die individuelle regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit, die an 
fünf Tagen erbracht wird, z. B. 38 Stunden (= 7,6 Std. täglich) 
und hat der Arbeitnehmer im Referenzzeitraum z. B. 16 Mehrar­
beitsstunden geleistet, dann ist jeder Tag der Arbeitsunfähigkeit 
mit 7,8 Stunden (statt 7,6 Std.) zu vergüten (Gesamtzahl der 
Stunden 13 x 38 + 16 = 510 geteilt durch 65 Arbeitstage). Dabei 
spielt es keine Rolle, ob die zusätzliche Arbeitsleistung an 
einem Tag erfolgte, an dem im übrigen die individuelle regelmäßi­
ge Arbeitszeit galt, oder ob dafür ein sonst arbeitsfreier Tag 
herangezogen wurde. Daraus ergibt sich, daß die Sonderschicht am 
12. August 1990 für die Ermittlung der Tage, für die Lohnfortzah­
lung zu gewähren ist, ausfällt.

2. Es entspricht dem erkennbaren Willen der Tarifvertragspar­
teien, Lohnfortzahlung auf der Grundlage des Referenzprinzips nur 
für fünf Werktage (Montag bis Freitag) zu gewähren. Änderungen 
während des Zeitraumes des Bezuges d^r Lohnfortzahlung sollen 
nicht berücksichtigt werden. Lediglich wenn eine Änderung des 
Lohnabkommens erfolgt ist, ist für den Weiterzahlungszeitraum vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Lohnabkommens ab das regelmäßige 
Arbeitsentgelt auf der veränderten Grundlage zu ermitteln, wie 
§ 16 Nr. 1 Buchst, a) Abs. 3 MTV ausdrücklich vorschreibt.

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Reinecke
Kahler Bengs
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